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Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Vertrag vom 9. Oktober 1991 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Bulgarien 
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A. Zielsetzung 

Es handelt sich um einen umfassenden Kooperationsvertrag, der 
perspektivische Aussagen zu allen wesentlichen Bereichen der bilate- 
ralen Zusammenarbeit enthält. 

B. Lösung 

Ratifizierung des oben genannten Vertrags. Der Vertrag bedarf nach 
Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes als Voraussetzung für den 
Austausch der Ratifikationsurkunden der Mitwirkung der gesetzge- 
benden Körperschaften in Form eines Bundesgesetzes. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (213)-301 30-B15-BU21/92 Bonn, den 16. März 1992 


An den 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwrurf 
eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 9. Oktober 1 991 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Bulgarien über freundschaftliche 
Zusammenarbeit und Partnerschaft in Europa mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Auswärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 640. Sitzung am 13. März 1992 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 9. Oktober 1991 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Bulgarien 
über freundschaftliche Zusammenarbeit und Partnerschaft in Europa 

Vom 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Sofia am 9. Oktober 1991 Unterzeichneten Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Bulgarien über freundschaftliche 
Zusammenarbeit und Partnerschaft in Europa wird zugestimmt. Der Vertrag wird 
nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 30 Abs. 2 in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er die politischen Beziehungen des Bundes regelt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 30 Abs. 2 
in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. 

Der Vertrag enthält politische Verpflichtungen und Willensbekundungen, die 
selbst keine finanziellen Auswirkungen haben. Insofern sind keine unmittelbaren 
preislichen Auswirkungen zu erwarten. Auswirkungen auf die Umwelt in der 
Bundesrepublik Deutschland sind ebenfalls nicht zu erwarten. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Bulgarien 

über freundschaftliche Zusammenarbeit und Partnerschaft in Europa 

floroBop 

Me>Kfly cpeflepajiHa penyönnKa fepMaHun 
M Penyö/iMKa BTs/irapn« 

3a npMBTencKo cbTpyflHUMecTBo m napiMbopcTBo b Eepona 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Bulgarien - 

eingedenk der historisch gewachsenen, engen freundschaft- 
lichen Beziehungen, die zwischen Deutschland und Bulgarien und 
ihren Völkern in vielfältiger Weise bestehen, 

entschlossen, an diese fruchtbaren Traditionen anzuknüpfen 
und ihre beiderseitigen Beziehungen im Geiste der Partnerschaft 
in Europa auf eine umfassende und zukunftsweisende neue 
Grundlage zu stellen, 

angesichts des historischen Wandels in Europa, der Deutsch- 
land und Bulgarien in entscheidender Weise verändert und ein- 
ander nähergebracht hat, 

überzeugt von der Notwendigkeit, die Trennung Europas end- 
gültig zu überwinden und eine gerechte und dauerhafte europäi- 
sche Friedensordnung einschließlich kooperativer Strukturen der 
Sicherheit zu schaffen, 

im Bewußtsein ihrer gemeinsamen Interessen und ihrer 
gemeinsamen Verantwortung für den Aufbau eines neuen, durch 
Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit vereinten 
und freien Europa, 

überzeugt, daß die angestrebte Mitgliedschaft Bulgariens im 
Europarat und in anderen europäischen Institutionen diese Werte 
stärken wird, 

in der Erkenntnis, daß die wirtschaftliche Zusammenarbeit ein 
wichtiges Element der Entwicklung der beiderseitigen Beziehun- 
gen ist, 

eingedenk des unverwechselbaren Beitrags des deutschen und 
des bulgarischen Volkes zum gemeinsamen kulturellen Erbe 
Europas sowie der Bedeutung des Kulturaustauschs für das 
gegenseitige Verständnis, 

in der festen Überzeugung, daß der jungen Generation bei der 
zukunftsweisenden Neugestaltung von Dialog und Zusammen- 
arbeit zwischen beiden Ländern eine besondere Rolle zukommt - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1) Die Vertragsparteien werden ihre Beziehungen im Geiste 
der weiteren Entwicklung der freundschaftlichen Zusammenarbeit 
und Partnerschaft in Europa gestalten. Sie streben eine umfas- 
sende Zusammenarbeit auf allen Gebieten an. Zu diesem Zweck 
werden sie, falls erforderlich, weitere Vereinbarungen treffen. 


OeAepa/iHa penyönMKa VephAamsi 
PenyönnKa B-b/irapwA 

OTHMTaMKM MCTOpMHeCKM yCTaHOBURMTe Ce TeCHM npMflTencKM 
M MHorooöpasHM OTHOiueHMfl, KOMTO Cbu^ecTeyBaT Me>KAy Fep- 
MaHMR M B-bnrapMfi m TexHMre HapoA^, 

pemeHM npOA'b/i>KaT xesH nnoAOXBOpHM xpaAMünn m Aa 
nocxaBRx ABycxpaHHMxe cm oxHomeHMfl, b Ayxa Ha napxHbopocx- 
Boxo B EBpona, B-bpxy BceoöxBaxHa m nepcnexxMBHa hobb 
OCHOB a, 

MMaMKM npeABMA MCXopMsecKMR oöpax B EBpona, komxo peujM- 
xenHO npOMOHM m c6nM>KM PepMaHMR m B'bnrapM«, 


yöeABHM B HeoöxoAHMOCxxa OKOHsaxenHO ab ce npeOAonee 
pasAeneHMexo Ha Eepona m ab ce cbSABAe cnpaeeAriMB m xpaen 
eBponeMCKM MMpen peA, BK/iiOHMxenHO m cxpyxxypM na CMrypH- 
ocx, ocHOBaeaiAM ce na C'bxpyAHMMecxBo, 

cisSHaBaMKn CBOMxe oöiam MHxepecM m oölAaxa cm oxroBOp- 
Hocx sa M3rpa>KAaHexo Ha cahb hobb, cboöoahb EBpona, oöoam- 
HBHa Ha ocHOBBxa Ha npaaaxa na HOBexa, na AeMOKpaAMRxa m 
H a npMHi^MnMxe na npaBoeaxa A'bpxcaea, 

yöeABHM, He H/iencxBOxo na Btnrapn« b Ci^Bexa na EBpona m 
B Apy™ eBponeMCKM MHCXMxyuMM, KhM Koexo XR ce cxpeMM, ü\e 
yKpenM xesM AeHHOCXM, 

pasöMpaMKM, ne MKOHOMMsecKOxo cbxpyAHMHecxBO e BajxeH 
eneMeHx ox pasBMXMexo hb ABycxpaHHMxe oxHomeHMR, 


OXHMXaMKM OpMrMHB/lHMR npMHOC HB repMBHCKMR M Ha ÖTs/l- 

rapcKMR HapoA b obu^oxo xynxypno nacneACXBO na Eepona, 
KBKxo M sHaneHMexo na xynxypHMR oömoh sa bsbmmhoxo pasöM- 
paxencxBO, 

xB-bpAO yöeABHM, ne mubaoxo noKoneme U4e mmb ocoCena 
ponR npM oxKpMBaiAOxo hobm nepcnexxMBM ö^jAbiMO Msrpa>K- 
ABHe Ha A^a/iora m CbxpyAHMnecxBOxo Me)KAy ßpere cxpaHM, 

ce cnopasyMRxa sa cneAHOxo: 

Mnen 1 

(1 ) AoroeapRiAMxe ce cxpaHM u^e M3rpax<Aax oxHomeHMRxa cm 
B Ayxa Ha no-HaxaxT>iuHOxo pasBMXMe na npMRxencKoxo cbxpyA- 
HMHecxBO M napXHbopcxBO B Eepona. Te ce cxpewex icbM Bce- 
oöxBBXHO CbxpyAHMHecxBO B^B BCMHKM oönacxM. 3a Ae/ixa xe 
lAe CKRiOHBax, axo e neoöxoAMMo, m APycn cnopasyMeHMR. 
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(2) Sie streben die Schaffung eines Europa an, in dem die 
Menschenrechte und Grundfreiheiten auf der Grundlage von 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit geachtet werden und die 
Grenzen ihren trennenden Charakter auch dadurch verlieren, daß 
wirtschaftliche und soziale Unterschiede abgebaut werden. 

Artikel 2 

Die Vertragsparteien handeln in Übereinstimmung mit dem 
Völkerrecht, insbesondere der Charta der Vereinten Nationen, 
sowie mit der Schlußakte von Helsinki vom 1 . August 1 975, der 
Charta von Paris für ein neues Europa vom 21. November 1990 
sowie den Dokumenten der KSZE-Folgetreffen. Sie lassen sich 
bei der Gestaltung Ihrer Beziehungen und in Fragen des Friedens, 
der Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa und in der Welt 
insbesondere von folgenden Grundsätzen leiten; 


Oberstes Ziel Ihrer Politik ist es, den Frieden zu wahren und zu 
festigen sowie bewaffnete Konflikte und jede Art von Krieg zuver- 
lässig zu verhindern. 

Sie bekennen sich gemeinsam dazu, daß die in der Charta von 
Paris bekräftigten Prinzipien der Achtung der Menschenrechte 
sowie der Verwirklichung von Rechtsstaatlichkeit und Demokratie 
unverbrüchlichen Bestand haben müssen, und sind sich insbe- 
sondere in der Absage an jede Form totalitärer Herrschaft einig. 

Sie achten die souveräne Gleichheit, die territoriale Integrität, 
die Unverletzlichkeit der Grenzen, die politische Unabhängigkeit 
aller Staaten sowie den Grundsatz des Verbots der Drohung mit 
oder Anwendung von Gewalt. 

Sie lösen ihre Streitigkeiten ausschließlich mit friedlichen Mit- 
teln. 

Sie bekräftigen das Recht aller Völker, Ihr Schicksal frei und 
ohne äußere Einmischung zu bestimmen und ihre politische, 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung nach eigenen 
Wünschen zu gestalten. 

Sie stellen den Menschen mit seiner Würde und mit seinen 
Rechten, die Sorge für das Überleben der Menschheit und die 
Erhaltung der natürlichen Umwelt in den Mittelpunkt ihrer Politik. 

Artikel 3 

Falls eine Situation entsteht, die nach Meinung einer Vertrags- 
partei eine Bedrohung für den Frieden oder eine Verletzung des 
Friedens darstellt oder gefährliche internationale Venwicklungen 
hervorrufen kann, so werden beide Vertragsparteien Im Rahmen 
der Verfahren der KSZE wie auch der Vereinten Nationen Zusam- 
menarbeiten. Sie werden unverzüglich miteinander Verbindung 
aufnehmen und bemüht sein, ihre Positionen abzustimmen und 
Einverständnis über Maßnahmen zu erzielen, die geeignet sind, 
die Lage zu verbessern oder zu bewältigen. 


Artikel 4 

(1) Die Vertragsparteien betonen die bedeutende Rolle von 
Konsultationen auf allen Ebenen über wichtige Fragen der inter- 
nationalen Politik, der Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
sowie der bilateralen Beziehungen. 

(2) Die Außenminister tragen für die Durchführung dieses Ver- 
trags in seiner Gesamtheit Sorge. Sie werden regelmäßig zu 
Konsultationen Zusammentreffen. Die Vertragsparteien befür- 
worten Konsultationen auch der Fachminister und der leitenden 
Beamten. 

(3) Die bereits bestehenden gemeinsamen Kommissionen wer- 
den ihre Arbeit nach Möglichkeit intensivieren. Gemischte Kom- 
missionen werden je nach Bedarf gemäß gegenseitiger Abspra- 
che tätig. 


(2) Te ce CTpeM5iT icbM cbSAaeaHeTo Ha ep,Ha Eepona, b kohto 
npaeara Ha HoeeKa v\ ocHOBHure cboöo^ii ce samiTar na ocho- 
Bara na /^eMOKpaL4HHTa v\ npHHüHniiTe na npaeoBara A'bp>KaBa, 
a rpaHMLtwTe ryöHT pasflenHTe/iHHH ch xapaKrep chü\o h Hpes 
HaMaxiHBane na HKOHoMHHecKUTe h coL 4 MajiHHTe pas/in/iHH. 

Hnen 2 

floroBapHütWTe ce cTpanw fleßCTeyBaT b cbOTBercTBHe c 
Me>KflyHapoflHOTo npaBo, no-cnei 4 nanHO c VcraBa na Opranwaa- 
i4HHTa Ha Oöe^HHeHHTe KaxTo h cbc 3aKJi»OMHTe/iHHn axr 

OT XensHHKH OT 1 aarycT 1975 roflHHa, c napw>KKaTa xapra sa 
HOBa Eepona ot 21 HoeMBpH 1990 roflMHa m c AOKyMeHTMie ot 
noc/ie^Bau^HTe cpeu\v\ na C'bBeu4aHHeT0 sa cnrypnocT m crbTpyA- 
HHHecTBo B EBpona. npM M3rpa>KflaHeTO na cbomto oTHoiueHUH, 
KaKTO M no B-bnpocMTe na MHpa, CHrypHocrra m crbTpyAHHHecT- 
boto b Eepona m b ceera re ce p-bKOBOflJiT npeflH bchhko ot 
cneflHHTe npMHi4Mnn; 

BHcma L^en na TAXHaia no/iHTMKa e p,a sanaaeaT h yxpenear 
MHpa, KaKTO H Hafle)KflHo f\a npeflOTBpaTHeaT B'bop'b>KeHM koh- 
Ct^/IHKTH H BCHKaiCbB BH/^ BOHHH. 

Te c-bOMecTHO saHB^iBar, ne yre’bp^qeHHTe b napH>KKaTa 
xapTa npHHL^HnH na saHHTaneTo na npaeara na HoeeKa, Kaxro h 
H a oc-bu^ecTeHBaneTO na npaeoea A'bp>KaBa h AeMOKpai^Hn 
TpHöea ^a ö-b^aT nenapyiuHMH h ca eAHHO^yiuHH, no-cneüHaxiHo, 
B OTXB’bpnHHeTO HB BCHKaKBa (pOpMa Ha TOTanHTapHO 
rocnoflCTBO. 

Te saHHTaT cyeepeHHOTO paeencTBO, TepHTOpMannaTa 
i^nocT, HeHaicbpHHMOCTTa Ha rpaHHüWTe, no/iHTMHecKaTa nesa- 
BHCHMOCT Ha BCHHKH A^pXOBH, KBKTO H npHHL4Hna SB SaÖpBHa 

Ha sannaxBTa cbc cnna hhh ynoTpeOara na cn/ia. 

Te pemaeaT cnopoeeTe ch H3KJiK)HHTe/iH0 c mhphh cpeACTBa. 

Te noTB'bp)KAaBaT npaeoTO na bchhkh napoflH pß onpeflen^T 
CTbAöaTa CH cboöoaho h 6e3 Bi^HLiiHa naMeca h pa 4>opMHpaT 
cnopeA xcenaHHHTa ch cbocto no/iHTHHecKO, HKOHOMHHecKO, 
COÜHBJIHO H KynTypHO paSBHTHe. 

Te nocTBBHT B i^eHTbpa na cbohtb no/iHTHKa HoeeKa c nero- 
BOTO AOCTOHHCTBO H c HeroBHTB npaBB, rpHxcBTa 3a oi4enflBa- 
HBTo Ha HOBenecTBOTO H 3a onasBaneTO na npnpoAHaTa cpeAa. 


Hnen 3 

B cnyHBH Ha B-bannKBane na CHTyattH«, koato no MHenneTo na 
eAHB OT ßoroeapfiaiHTe ce CTpann npeACTaennea san/iaxa sa 
MHpa H/iH Hapyrnaea MHpa, nnn Moxce Aa npeAH 3 BHKa onacHH 
Me>KAyHapOAHH ycno>KHeHHH, AßeTe floroeapHuiH ce CTpann u^e 
CH CTbTpyAHHHBT B pBMKHTB HB MeXBHHSMHTe HB C-bBeLIiaHHeTO 
3B CHrypHOCT H (TbTpyAHHHeCTBO B Espona, KBKTO H Ha OpraHH- 
sBLtHfiTa Ha OöeAHHeHHTe nattHH. Te HesaöaeHo ii\e ennaaT b 
KOHTBKT eAHB c APVi'ß ^ nonarBT ycHnn« Aa c-brnacyBBT 
CTaHOBHiABTa CH H Aa nocTHraT ctmacne aa MepKH, kohto ca 
noAxoA^iMH pa noAoöpHT h/ih npeoAonefiT cbSAanoTO ce 
nonoKenne. 

Hnen 4 

( 1 ) floroBBpfliAHTe ce CTpann noAnepTaeaT BaMHara pon« na 
KOHCynTBLtHHTe Ha BCHHKH pBBHHlAa nO Ba>KHH B-bOpOCH HB 
Me>KAyHapoAHaTa no/iHTHKa, na CHrypHOcrra h C’bTpyAHnnecT- 
BOTO B Eepona, KBKTO, H HB AßyCTpaHHHTe OTHOlUeHHH. 

(2) MHHHCTpHre na B-bHUJHHre paöOTH hmbt rpH>KaTa aa narrwi- 
HeHHeTO Ha to 3 h floroBop b neroeaTa i^nocT. Te peAOBHO me 
ce cpemaT aa KOHcynTai^HH. floroeapHmnTe ce crpann OAOöp- 
flBBT npoBejKAaneTO na KOHcy/iTai^HH h Me)KAy pecopnn mhhh- 

CTpH H p-bKOBOAHH CJiyjKHTe/lH. 

(3) Cera cbmßCTByeamHTe obOMecTHH komhchh u\e aKTHBHSH- 
pBT paÖOTBTa CH B CbOTBeTCTBHe C B'baMOKHOCTHTB. CMeCeHH 
KOMHCHH me paöoTHT, KorBTO 0 Hy)KHO, CTbrnacHO BaaHMHa Aoro- 
BOpeHOCT. 
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Artikel 5 

(1) Die Vertragsparteien unterstützen die Kontakte und den 
Erfahrungsaustausch zwischen den Parlamenten zur Stärkung 
des Demokratisierungsprozesses, zur Förderung der bilateralen 
Beziehungen und im Hinblick auf die Zusammenarbeit in Europa. 

(2) Sie ermutigen Städte, Gemeinden und Regionen zu partner- 
schaftlicher Zusammenarbeit. 

Artikel 6 

Die Vertragsparteien werden den Prozeß der Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa auf der Grundlage der Schlußakte von 
Helsinki und der nachfolgenden KSZE-Dokumente, insbesondere 
der Charta von Paris für ein neues Europa, nach Kräften unter- 
stützen und unter Mitwirkung aller Teilnehmerstaaten weiter stär- 
ken und entwickeln, namentlich durch die Nutzung und den geeig- 
neten Ausbau der neu geschaffenen Einrichtungen. Die Garantie 
der Menschenrechte sowie von Demokratie und Rechtsstaatlich- 
keit ist ihnen ein gemeinsames Anliegen. 


Artikel 7 

(1) Die Vertragsparteien messen dem Ziel der Europäischen 
Einheit auf der Grundlage der Menschenrechte, der Demokratie 
und der Rechtsstaatlichkeit höchste Bedeutung bei und werden 
sich für die Erreichung dieser Einheit einsetzen. 

(2) Sie messen einer Mitgliedschaft der Republik Bulgarien im 
Europarat hohe Bedeutung für deren Integration in die auf diese 
Werte gegründete Staatengemeinschaft bei. Sie werden ihre 
Zusammenarbeit im Rahmen der Institutionen und Verträge des 
Europarats im Hinblick auf diese Zielsetzung und eine verstärkte 
Einbringung dieser ältesten europäischen Staatenorganisation in 
den Bau des künftigen Europas intensivieren. 

(3) Mit dem Abschluß des Handels- und Kooperationsabkom- 
mens zwischen den Europäischen Gemeinschaften und der 
Republik Bulgarien ist die Grundlage geschaffen worden, um über 
kurzfristige Hilfsmaßnahmen hinaus auch mittelfristig zur Unter- 
stützung des politischen und wirtschaftlichen Reformprozesses 
beizutragen. 

(4) Die Bundesrepublik Deutschland unterstützt die baldige 
Aufnahme von Verhandlungen zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft, ihren Mitgliedstaaten und der Republik Bulgarien 
über ein Assoziierungsabkommen, um die Grundlage für eine 
weitere politische und wirtschaftliche Heranführung der Republik 
Bulgarien an die Europäische Gemeinschaft zu schaffen. 

Artikel 8 

Die Vertragsparteien werden ihre Zusammenarbeit im Rahmen 
der Vereinten Nationen und anderer internationaler Organisatio- 
nen, insbesondere europäischer Organisationen, verstärken. Sie 
werden einander behilflich sein, die Zusammenarbeit mit solchen 
Organisationen und Institutionen zu entwickeln, denen eine Ver- 
tragspartei als Mitglied angehört, falls die andere Vertragspartei 
ein entsprechendes Interesse bekundet. 

Artikel 9 

(1 ) Die Vertragsparteien haben in einem sich wandelnden politi- 
schen und militärischen Umfeld in Europa das gemeinsame Ziel, 
durch den Aufbau kooperativer Sicherheitsstrukturen auf eine 
Stärkung der Stabilität und Erhöhung der Sicherheit hinzuwirken. 
Sie werden Insbesondere Zusammenarbeiten, um die sich erge- 
benden neuen Möglichkeiten gemeinsamer Anstrengungen im 
Bereich der Sicherheit zu nutzen. 

(2) Sie treten dafür ein, daß Streitkräfte und Rüstungen durch 
verbindliche und wirksam überprüfbare Vereinbarungen auf ein 


M/ieH 5 

(1) AoroeapfliitMTe ce crpaHn noflKpennr KOHiaKTMTe m oöm«- 
Haia Ha onwr Me)Kfly napnaMeHTMte c üen yKpeneaHeTo na 
npoüeca Ha A^MOKpaTHsaüHfl, CTHMy/iHpaneTO Ha AsycrpaH- 
HHTe OTHomeHMfl H c or/ie/^ (TbTpy/^HHHecTBOTO B Eepona. 

(2) Te nooutpflBaT napTHbopcKOTo CbTpyflHMHecTBO Me>KAy 
rpaAOBe, o6u\miA m perMOHM. 

Hnen 6 

AoroBapnutMTe ce crpaHM u^e no^KpennT cnope^ CH/iMte cm 
npoiteca Ha cnrypnocr m (TbTpyAHMHecTBO b Eepona na ocho- 
Bara Ha SaKJiKNMTenHMn aKT ot XensHHKM m ^OKyMeHTMTe na 
nocneABau^HTe cpeutM na Ci>BeutaHMeTo sa curypHocr m chrpy^- 
HMHecTBo B EBpoHB, no-cneüMa/iHO Ha napM>KKaTa xapra sa 
HOBa Eepona, m CbC cb/tBi^crBMeTO na bcmhkm /^i>p>KaBM-yHacT- 
HMHKM u\e ro yxpenear m pasBMBar no-KOHKpeTHo npes Msno/is- 
BaneTo m noAXOAmitOTO /^0H3rpa)KAaHe na HOBOCbs^aAeHMTe 
MHCTMTyitHM. TflXHO oöii^o flo/io e rapaHTHpaHOTO Ha npaeara na 
HOBBKa, KaKTO M Ha ABMOKpaitMHTa M Ha npHHMMnMTe Ha npaeo- 
Bara f\-bpma6sL. 

Hnen 7 

(1 ) AoroBapnutMTe ce CTpann npHA^Bar HaM-ro/iflMO SHaneHMe 
Ha üe/iTa sa eeponePiCKO oamhctbo na ocHOBara na npaeara na 
HoeeKa, na AeMOKpaüMnTa m Ha npHni^nnre na npaeoBara 
A*bp>KaBa, M u^e ce sacrbnear sa nocTHraHero na roea 

eAHHCTBO. 

(2) Te npHAaear na H/ieHCTBoro na PenyönMKa Bi^nrapHn b 
C'bBera na Eepona ronflMO SHaneHMe sa Heftnara MHierpaMMfl b 
oöutHOcrra na A'bp>KaBMTe, ocHoeana B^bpxy resH mohhocth. Te 

aKTHBHSMpaT CbTpyAHMHeCTBOTO CM B paMKMTe HB MHCTMTy- 
MMMTe M AoroBopMTe no jimhmb Ha C’bBera Ha Eepona c orne^ Ha 
rasM qen m na no-aicrMBHO BKniOHeaHe na rasM naM-crapa eepo- 
ne^CKa opraHMsaüMfl na /^r>pa>KaBM b MarpaoKAanero na ö’b/teuta 
Eepona. 

(3) C-bc CKniOHBanero na Cnoroflöara Me>KAy PenyönMKa B*bn- 
rapMn m Eeponei^CKara MKOHOMMHecxa oöii^Hocr sa TbproBMn, 
TbprOBCKO M MKOHOMMHeCKO C'brpyAHMHBCrBO B cbs^aAeHa 
ocHOBara, oceen c KparKocpoHHM MepKM sa noMOii^, pja ce 
flonpMHece sa noflnoMaraHe npoüeca na no/iMTMHecKMre m mko- 
HOMMHecKMre pect^pMM m b cpeAHOcpOHHa nepcneicrMBa. 

(4) cpeAepa/iHa penyönMKa fepMaHMn noAKpenn CKopouuHoro 
sanoHBaHe na nperoeopM Me>KAy EeponeüiCKara oöiAHOcr, hsm- 
HMre A^P>KaBM-H/ieHKM m PenyönMKa B’bnrapMn sa CKnioHBaHe 
Ha cnoroAöa sa acoAMMpane, sa ab ce cbSAaAC ocHoea sa no- 
HararbLUHoro nonMTMHecKo m MKOHOMMnecKO npMoöiAaeaHe na 
PenyönMKa B'bnrapMR icbM EeponeMCKara oöiahoct. 

HneH 8 

AoroBapniAMre ce crpaHM u^e sacMnnr c’brpyAHMHecreoro cm 
B paMKMre Ha OpraHMsaMMnra na OöeAHHeHMre hbamm m na 
APyrM Me)KAyHapoAHM m, no-cneMManno, eepone^CKM opraHMsa- 
AMM. Te Ute ce noAnoMarar BsaMMHO b pasBMrMero Ha cbrpyAHM- 
HecrBoro c raKMea opraHMsaAMM m MHcrnryAMM, b KOMro bahb or 
AoroeapniAMre ce crpaHM MneHyea, aKO APyrara AoroBapnuta 
ce crpaHa sbabm cboreereH MHrepec. 

HneH 9 

(1) AoroBapHLAMre ce crpaHM, b ycnoBMnra Ha bahb npo- 
MenniAa ce nonnrnnecKa m BoeHHa cpeAa b Eepona, npecneA- 
Bar oöutara i^en ab cbAP^creyBar sa yKpeneane Ha craöMn- 
Hocrra m noBMiuaeaHe na CMrypHOcrra npes Msrpa>KAäHero na 
crpyKrypM na CMrypHOcr, ocHoeaeaiAM ce na cbrpyAHMHecreo. 
Te no-cnei4ManHO i^e cm cbrpyAHMHar sa MsnonsBaHe Ha cbSAa- 
BaiAMre ce hobm B'bSMOKHOcrM sa cbBMecrHM ycnnnn b 
oönacrra na CMrypHOcrra. 

(2) Te ce sacrbnear npes saA'bnxcMrenHM m ec|)MKacHO koh- 
rponnpyeMM cnopasyMeHMn sa HaManneane na B'bop'bxceHMre 
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möglichst niedriges Niveau reduziert werden, das zur Verteidi- 
gung ausreicht, aber nicht zum Angriff befähigt. 

(3) Sie werden sich, auch gemeinsam, für den Ausbau von 
Maßnahmen der RüstungskontroHe einsetzen, die Stabilität und 
Vertrauen in Europa, auch im Hinblick auf seine einzelnen Regio- 
nen, stärken und zu größerer Offenheit führen. 

Artikel 10 

(1) Die Vertragsparteien werden beiderseits und im Rahmen 
ihrer internationalen Verpflichtungen alles tun, um der Verbreitung 
von Massenvernichtungswaffen Einhalt zu gebieten, bei der Ver- 
lagerung konventioneller Waffen, von Waffentechnologien und 
Rüstungsgütem, insbesondere in Spannungsgebiete, zu mehr 
Zurückhaltung zu kommen und auf diesem Felde größere Trans- 
parenz zu gewährleisten. Sie werden zu diesem Zweck verstärkt 
Zusammenarbeiten. Sie unterstützen die Einrichtung eines inter- 
nationalen Registers über den Waffentransfer bei den Vereinten 
Nationen. 

(2) Die Bundesrepublik Deutschland erklärt sich bereit, mit der 
Republik Bulgarien zusammenzuarbeiten, um Hilfestellung beim 
Ausbau des nationalen Exportkontrollsystems zu leisten. 


Artikel 11 

(1) Die Vertragsparteien werden sich für die Ausweitung und 
Diversifizierung ihrer wirtschaftlichen Beziehungen in allen Berei- 
chen einsetzen. Sie werden im Rahmen Ihrer innerstaatlichen 
Gesetzgebung und Ihrer Verpflichtungen aus internationalen 
Verträgen, darunter den Verpflichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland aus der Mitgliedschaft In der Europäischen Gemein- 
schaft, die günstigsten Rahmenbedingungen, insbesondere auf 
wirtschaftlichem, rechtlichem und organisatorischem Gebiet, für 
natürliche und juristische Personen für unternehmerische und 
wirtschaftliche Tätigkeiten schaffen. 

(2) Die Bundesrepublik Deutschland erkennt die Bemühungen 
der Republik Bulgarien um eine Stabilisierung der Wirtschaft, um 
den Aufbau eines Systems zur Gewährleistung von Exportkredi- 
ten und um die Lösung ihres Verschuldungsproblems an. Die 
Vertragsparteien sind sich darüber einig, daß der in der Republik 
Bulgarien eingeleitete wirtschaftliche Umgestaltungsprozeß durch 
internationale Zusammenarbeit gefördert werden soll. Die Bun- 
desrepublik Deutschland ist bereit, sowohl bilateral als auch multi- 
lateral auf die Unterstützung der wirtschaftlichen Entwicklung der 
Republik Bulgarien in Richtung auf eine voll entwickelte soziale 
Marktwirtschaft hinzuwirken. Die Bundesrepublik Deutschland ist 
bereit, die Republik Bulgarien bei der Privatisierung der Wirtschaft 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten zu beraten. 

(3) Die Vertragsparteien bestätigen ihre Bereitschaft, unter 
Berücksichtigung ihrer beiderseitigen Interessen und der Zusam- 
menarbeit mit anderen Ländern, im Rahmen der multilateralen 
Finanzinstitutionen, insbesondere des Internationalen Währungs- 
fonds, der Weltbank und der Europäischen Bank für Wiederauf- 
bau und Entwicklung, zusammenzuarbeiten. 

(4) Sie werden insbesondere die weitere Entwicklung der 
Zusammenarbeit zur Förderung und zum gegenseitigen Schutz 
von Investitionen sowie der industriellen Kooperation von Unter- 
nehmen auf der Grundlage des hierüber geschlossenen Vertrags 
unter Ausnutzung der verfügbaren Instrumente fördern. Beson- 
dere Aufmerksamkeit wird der Zusammenarbeit zwischen kleine- 
ren und mittleren Firmen und Betrieben gelten. 

(5) Sie werden die Zusammenarbeit bei der Aus- und Weiterbil- 
dung von Fach- und Führungskräften der Wirtschaft unterstützen 
und ausbauen. 

Artikel 12 

(1) Die Vertragsparteien messen dem Ziel eines einheitlichen 
europäischen Rechtsraums, aufgebaut auf der Achtung der Men- 


ctinkf M B'bop'b>KeHMflTa Ha e^HO biiSmokho naä-HHCKO paBHuu^e, 
KoeTO e AOcrarbHHo sa OTöpaHa, ho ne ^aoa B'b3M0)KH0CT aa 
HanaABHHe. 

(3) Te u^e ce aacrbnoar, cbu^o m cbBMecTHo, sa flOMsrpajxfl- 
anero na MepKn sa KOHTpon nafl B-bop-b>KeHMHTa, komto yxpen- 
Bar cTaöHnHocrra h AoeepHero b EBpona, kbkto h b oTAennnre 
HeäHM perMOHM, h BOflflT flo no-ronflMa otkpmtoct. 

Hnen 10 

(1) /1oroBap;iu^HTe ce crpaHH na ABycrpanna ocHoaa m b 
paMKHTe Ha cbohtb Mex^Aynapo/^HH saA^/i>KeHH$i u^e npe^npHe- 
Mar BCHHKo, sa cnpat pasnpocTpaHeHHero na op'b)KHfi sa 
MacoBo yHHii4o>KeHMe, ^a AOCTHrnaT no-ro/iHMo B'baAi>p)KaHe h 
pß ocMrypflT no-ronflMa npospanHocr npn flocraBKara na koh- 
BeH 14 HOHaXlHH Op'b^m, BOeHHH TeXHOilOrMH H npo^yKTH Ha 
op'b)KeHHaTa npOMHiunenocT, no-cnei^Ha/iHo b panoHH na nanpe- 
)KeHMe. 3a Tasu Men re iMe cm (TbTpyflHMHar no-aKXMBHO. Te iMe 
no/^KpennT crbS/^aeaHeTo na Me)KAyHapoAeH perncrbp sa rpanc- 
4)epa Ha op'b)KMe npM OpraHMsaMMnra na OöeAMHeHMre naMMM. 

(2) OeAepanna penyönMKa F epMannn Mspasnea totobhoct pß 
CbTpyAHMHM c PenyönMKB B-bnrapMn sa oKaseane na noMoiM npM 
ycbB-bpmeHCTByBaHeTo na HaMMOHannara cMcreMa sa KOHTpon 
B'bpxy BKcnopTa. 

Hnen 11 

(1 ) /JoroBapniMMTe ce crpanM iMe ce sacrbnear sa pasiUMpnea- 
HeTO M pasHOOöpasnsaHeTO na cbomtb MKOHOMMHeCKM 
OTHomeHMn &hB bcmhkm oönacTM. Te iMe cbSAaeaT b pbmkmtb na 
CBoeTO B'bTpeujHOA'bp>KaBHO saKOHOAarencTBo m 3aA^>Ke- 
HMnra cm no Mex^AYHapoAHM AoroBopM, b tobb HMcno m saA'^- 
nx<eHMnTa Ha OeAepanna penyönMKa PepMaHMn, npoMSTMHaiMM 
OT HneHCTBOTO M B EBpOneäCKBTa OÖIMHOCT, HaM-MSrOAHMTe 
paMKOBM ycnoBMn, no-cneMManHO b MKOHOMMHecKara, iopmam- 
HecKara m opraHMsaMMOHHara oönacr, sa npeAnpMOManecKa m 
MKOHOMMHecKa AB^HOCT Ha 4)M3MHecKM M lopMAMHecKM nMqa. 

(2) cbeAepanna penyönMKa fepMaHMn OMennea ycMnMnra Ha 
PenyönMKa B'bnrapMn sa craöMnMSMpaHe Ha MKOHOMMKara, sa 
M3rpax<AaHeT0 na CMcreMa sa ocnrypneane Ha eKcnopTHM Kpe- 
Amtm m sa peiuaeaHeTO na npoöneMa c B'bHmHMn A^^r. /^oroeap- 
niMMTe ce crpaHM ca eA^HOAyujHM, ne sanonnarMnT b PenyönMKa 
B-bnrapMn npoMec Ha mkohommhccko npeycrpoMCTBo Tpnöea pß 
ö'bpe nooiMpnean npes Mex<AyHapQAHo CbTpyAHMHecTBO. <t>eAe- 
panna penyönMKa PepMaHMn e rorosa, Kaicro Ha ABycrpanna, 
TaKa M Ha MHorocrpaHHa ochobb, pß crbAaMCTByaa sa oKasaane 
Ha noAKpena na MKOHOMMsecKOTo pasBMTMe na PenyönMKa B'bn- 
rapMn no nocoKa Ha nan'bnHo pasBMTa coMManna nasapna mko- 
HOMMKa. OeAepanna penyönMKa PepMaHMn e roToea cnopeA 
B'b3MOx<HOCTMTe CM A^ ABBa KOHcynTaMMM Ha PenyönMKa Bi>n- 
rapMn npM npMBaTMsaMMnra Ha MKOHOMMKara. 

(3) AoroBapniMMTe ce crpaHM noTB’bpxcABBar CBonra roroB- 
HOCT ab cm dsipyAHMHar, Karo OTHMrar AßycTpaHHMTe cm 
MHTepeCM M CbTpyAHMHeCTBOTO CM C APVCM CTpaHM, B pBMKMTe HB 
MHOrOCTpaHHMTe 4)MHaHCOBM MHCTMTyMMM, OCOÖBHO HB MeX<Ay- 
HapoAHMn BanyreH ctx)HA, na CBeroBHara öbhkb m hb Eapo- 
neMCKara öbhkb sa B’bscraHOBHBaHe m pasBMTMe. 

(4) Te no-cneMManno iMe nooiMpneaT no-HararbrnHoro pasBM- 
TMe Ha c-bTpyAHMHecTBOTo sa HacrbpnaeaHe m sa BsaMMHa 
saiMMTB HB MHBecTMMMMTe, KBKTO M 33 npoMMLuneHOTo KoonepM- 
pane na npeAPMnrMn Ha ocHoeara na CKmonenMn sa Menra 
AoroBop Hpes MsnonsBane na HanMHHMn MHCTpyMenrapMyM. 
OcoöeHo BHMMBHMe u^e ce nöpi^uia na CbrpyAHMHecTBOTo 
Mex<Ay ManKMTe m cpeAHMre 4 >mpmm m npeAnpMMTMn. 

(5) Te iMe noAKpennr m AOM3rpax<ABT (ThrpyAHMHecTBoro cm b 
oönacrra Ha oöyHeHMero m KBanMCjjMKaMMnra na cneMManMCTM m 
p-bKOBOAHM KaApM SB MKOHOMMKBTa. 

Hnen 12 

(1 ) AoroBapniMMTe ce crpaHM npMAaear HBM-ronnMO sHaneHMe 
HB CiiSAaBaHeTO hb ba^hho eeponei^CKO npaBHo npocrpaHcreo, 
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schenrechte und der Grundwerte der Entwicklung der Demokratie 
höchste Bedeutung bei. Sie werden nach Wegen suchen, um die 
Zusammenarbeit interessierter Personen und Institutionen beider 
Länder in den Bereichen des Zivil-, Handels-, Arbeits-, Sozial-, 
Straf- und Verwaltungsrechts zu intensivieren. 

(2) Die Bundesrepublik Deutschland unterstützt die Republik 
Bulgarien im Rahmen ihrer Möglichkeiten bei der Modernisierung 
des bulgarischen Rechtssystems. 


Artikel 13 

Die Vertragsparteien sind sich einig über die besondere Bedeu- 
tung ihrer Zusammenarbeit bei der Produktion landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse, bei deren Verarbeitung, Transport und Lagerung 
sowie der Schaffung und Förderung moderner, hochleistungsfähi- 
ger landwirtschaftlicher Betriebe, die Kooperationsbeziehungen 
mit der Nahrungsmittel- und Verarbeitungsindustrie sowie dem 
Handel unterhalten. 


Artikel 14 

(1 ) Die Vertragsparteien streben eine Erweiterung der Trans- 
portverbindungen im Luft-, Eisenbahn- und Straßenverkehr sowie 
in der See- und Binnenschiffahrt an. 

(2) Sie werden alle geeigneten Maßnahmen treffen, um den 
Reise- und Fremdenverkehr zu fördern und zu erleichtern. 

(3) Sie streben auch die Erweiterung, Verbesserung und Har- 
monisierung der Kommunikationsverbindungen zwischen beiden 
Ländern unter Berücksichtigung der internationalen und ins- 
besondere europäischen Entwicklung in Normung und Technolo- 
gie an. Dies gilt insbesondere für Telefon- und Telexverbindungen 
sowie für Verbindungen zur elektronischen Datenübertragung. 

(4) Sie werden sich bemühen, die Zusammenarbeit ihrer jeweils 
für die Zoll- und Grenzabfertigung zuständigen Verwaltungen zu 
verbessern und weiterzuentwickeln. 


Artikel 15 

(1) Die Vertragsparteien messen der Erkennung und der 
Abwehr drohender Gefahren für die Umwelt und der Erhaltung der 
natürlichen Lebensgrundlagen auch im Interesse künftiger Gene- 
rationen große Bedeutung bei. Sie bekräftigen ihre Entschlossen- 
heit, die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes 
auf der Grundlage des Abkommens vom 14. April 1989 fortzuset- 
zen und auch im multilateralen Rahmen weiter auszubauen. Sie 
werden dabei die Ausarbeitung von gemeinsamen Projekten und 
Strategien anstreben, sich gegenseitig informieren und, soweit 
möglich, ihre Schritte international koordinieren. 

(2) Besondere Bedeutung kommt dabei der Zusammenarbeit 
bei der Erfassung und Beseitigung von Umweltbelastungen an 
der Donau und in ihrem Einzugsgebiet unter Berücksichtigung 
des Schwarzen Meeres zu. 

(3) Die Vertragsparteien sind sich des weiteren ihrer Verantwor- 
tung bewußt, für ein Höchstmaß an Sicherheit und Schutz bei der 
friedlichen Nutzung der Kernenergie zu sorgen. Sie werden auf 
diesem Gebiet im Rahmen internationaler Organisationen Zusam- 
menarbeiten. 

Artikel 16 

Die Vertragsparteien werden auf der Grundlage der geschlos- 
senen Übereinkünfte die wissenschaftlich-technologische Zusam- 
menarbeit zum Wohl der Menschen und zu friedlichen Zwecken 
weiter ausbauen. Sie werden hierzu gemeinsame Vorhaben 
durchführen und entsprechende initiativen von Wissenschaftlern 
und Forschungseinrichtungen unterstützen. Sie werden den Aus- 
tausch von Wissenschaftlern und Fachleuten, von wissenschaft- 


narpafleHO B'bpxy aaHMraHexo na npaeaxa Ha HoeeKa h ochob- 
HHTe l^eHHOCTH HB paSBHTHeTO HB AeMOKpaMli51Ta. Te Ute rbpCHT 
ni>THuta 3 a aicTHBiisHpaHe Ha cbTpy/tHHHecTBoro na aannrepe- 
CyBBHM JIMLta H MHCTMTyLtMM OT ABexe CXpBHM B OÖJIBCXXB HB 
rpaoKflaHCKoxo, xbproBCKOxo, xpyflOBOxo, coLtwa/iHOxo, HBKaaa- 
xe/IHOXO M aflMHHMCXpaXMBHOXO npBBO. 

(2) (Peflepa/iHa peny 6 nnnKa fepMaHMH b paMKwxe na bijS- 
Mo>KHOcxMxe CM noflKpenfl PenyönMKa B-bJirapM« npM moa^Phm- 
3 MpaHexo Ha öi^nrapcKaxa npaana cMcxeMa. 


Hnen 13 

floroBapflutMxe ce cxpanM ca eAUHOAyuJHM oxhocho ocoöeHOxo 
BHaneHMe na cBoexo c'bxpyAHMnecxBO npM npoM3BOACxBOxo hb 
cencKocxonancKM npoAyKXM, xsixHaxa oöpaöoxKa, xpancnopxM- 
pane m cbxpaHsiBaHe, kbkxo m npM crbBAaBanexo m nooutpnBa- 
Hexo Ha MOAepHM, BMCoKonpoMaBOA^Te/iHM cencKocxonancKM 
npeAnpMHXMfl, KoonepMpautM ce c xpaHMxennaxa m oöpaöoxBa- 
utaxa npoMMUjneHocx m c xbproBMflxa. 


Hnen 14 

(1) /^oroBBpsiutMxe ce cxpaHM ce cxpeMsix icbM paaujMp^iBaHe 
HB xpBHcnopxHMxe Bp’bBKM B oöJiBcxxa HB B-faBAyuiHMH, >Kene- 
aon-bXHMH M UJOCei^HMH npeB 03 , kbkxo M B MOPCKOXO M peHHOXO 
KopaöonnaBBHe. 

(2) Te Ute npOAnpMeMax bcmhkm noAxoA^utM MepKM aa nooutp- 
s^BBHe M oöneKHaBBHe na n-bxyBaHM^ixa m xypM 3 Ma. 

(3) Te ce cxpeM^x m iclm pa3UJMp5iBaHexo, noAOöpnBBHexo m 
XapM0HM3MpaHeX0 HB C'bOÖUtMXenHMXe Bp-bSKM Me>KAy ABexe 
cxpaHM, crbo6pa35iBaMKM ce c Me>KAyHapoAHOXo m ocoöoho c 
eeponef^cKOxo paaBMXMe hb cxaHAapxMaaitMHxa m xexHO/io- 
TMMxe. Tobb Bax(M no-cneitManHO aa xe/iecfjoHHMxe m xe/ieKC- 
HMXe Bp-bBKM, KBKXO M 3a enOKXpOHHOXO npeAaBBHe HB AaHHM. 

(4) Te Ute nonarax ycMjiM« aa noAoöpflBBHexo m no-Haxarbiu- 
Hoxo paaBMXMe hb cbxpyAHMnecxBoxo Me>KAy yHpe)KAeHMflxa aa 
MMXHMHecKo M rpBHMHHO o6cjiy>KBaHe. 


MneH 15 

(1) floroBBpflutMxe ce cxpaHM npMAaeax ronflMo aHaneHMe Ha 
paaKpMBBHexo m oxcxpaHsiBanexo na aacxpaujaeautM oKonnaxa 
cpeAa onacHocxM m hb onaaBanexo na ecxecxBenMxe ochobm hb 
)KM6oxa B MHxepec m hb öiaAeatMxe noKoneHMJi. Te noxB-bp>KAa- 
BBx peujMMOcxxa CM fla npoA^ixcaeax cbxpyAHMHecxBOxo b 
oönacxxa hb onaaBanexo na OKonnaxa cpeAa na ocHoeaxa na 
CnoroAöaxa ox 14 anpMn 1989 roAMHa m Aa ro AopaaBMBax m hb 
MHorocxpaHHa ochobb. Te ute ce cxpeMflx »cbM paapaöoxBanexo 
HB CbBMeCXHM npOBKXM M CXpaxerMM, Ute ce MHC^OpMMpax 
BaaMMHo M, AOKonKoxo e BtaMOKHO, Ute KoopAUHMpax cxbnKMxe 
CM B MexcAynapoAeH acneKx. 

(2) OcoöeHO aHBHeHMe b xobb oxHotueHMe mmb ctxpyAHMHecx- 
Boxo npM perMcxpMpaHexo m oxcxpaHHBaHexo hb eKonorMHHM 
aaM-bpcfiBaHM^i hb peKa Aynaa m Hef^HM^ öaceMH, kbxo ce saeMa 
nOA BHMMBHMe M HepHO MOpe. 

(3) floroBapflutMxe ce cxpaHM ocbaHaeax oxroBOpHocxxa cm aa 
oöeaneHBBaHe hb MBKCMMajiHa CMrypHocx m aautMxa npM MMp- 
Hoxo ManonaBBHe hb siApenaxa eneprMH. B xaaM oönacx xe ute 
CM c'bxpyAHMHBx B paMKMxe Ha Me>KAyHapoAHMxe opraHMaattMM. 


Hnen 16 

floroBapsiutMxe ce cxpaHM ute paamMpsiBax no-HaxaxbK 
HayHHo-xexHonorMHHOxo cbxpyAHMnecxBO aa önaroxo na 
xopaxa M c mmphm LtenM Ha ocHoeaxa na cKjiKDHeHMxe cnopaay- 
MeHMfi. 3a itenxa xe ute npoBe)KAax c'bBMecxHM HaHMHaHMJi m ute 
noAKpenfix c'boxBexHM MHMLtMaxMBM Ha yneHM m MacneAOBa- 
xencKM yHpe)KAeHMfl. Te ute obneKHaeax oöMena na yneHM, 
cneLtMBJiMCXM, HayHHo-xexHMHecKa MHc})opMaLtMfl M AOKyMen- 
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lich’technischer Information und Dokumentation sowie den 
Zugang zu Archiven, Bibliotheken, Forschungsinstituten und ähn- 
lichen Einrichtungen erleichtern. 

Artikel 17 

(1) Die Vertragsparteien werden sich bemühen, auf der Grund- 
lage der zwischen ihnen bestehenden Abkommen und Verein- 
barungen den Kulturaustausch in allen Bereichen und auf allen 
Ebenen zu intensivieren und auszubauen und damit gleichzeitig 
zur europäischen kulturellen Identität beizutragen. 

(2) Der Gemischte Ausschuß wird auf seinen Sitzungen den 
Kulturaustausch in allen Bereichen bewerten und Empfehlungen 
aussprechen. 

(3) Die Vertragsparteien drücken die Erwartung aus, daß die 
kulturelle Zusammenarbeit immer mehr auf unmittelbarem Wege 
zwischen den kulturellen Institutionen und Organisationen, Ver- 
einigungen von Künstlern und den Künstlern beider Länder 
erfolgt. 

Artikel 18 

Die Vertragsparteien messen der Tätigkeit ihrer Kulturinstitute 
große Bedeutung bei. Sie werden dafür Sorge tragen, daß die 
Kulturinstitute auf gesicherter und zeitgemäßer Grundlage ihre 
Wirkungsmöglichkeiten voll entfalten können. 


Artikel 19 

(1 ) Die Vertragsparteien bekräftigen ihre Absicht, die schulische 
und wissenschaftliche Zusammenarbeit auf allen Gebieten ein- 
schließlich gemeinsamer Bildungseinrichtungen auszuweiten. 
Insbesondere werden sie die unmittelbare Kooperation zwischen 
Schulen, Hochschulen und wissenschaftlichen Instituten durch 
den Austausch von Schülern, Studenten, Lehrern und Wissen- 
schaftlern fördern. Bei der Entsendung deutscher Gastlehrer In 
die Republik Bulgarien, die in einem gesonderten Abkommen 
geregelt werden soll, werden beide Seiten Zusammenarbeiten. 

(2) Sie streben an, die Möglichkeiten einer gegenseitigen An- 
erkennung von Studienzeiten und Hochschulabschlüssen zu 
erweitern. 

Artikel 20 

Die Vertragsparteien messen der Zusammenarbeit in der beruf- 
lichen Bildung große Bedeutung bei und werden sie weiter aus- 
bauen und vertiefen. 


Artikel 21 

(1) Die Vertragsparteien werden umfassende Kontakte, ins- 
besondere persönliche Begegnungen zwischen ihren Bürgern 
fördern, die sie als unerläßliche Voraussetzung für das gegensei- 
tige Kennenlemen und die Vertiefung des Verständnisses zwi- 
schen, ihren Völkern betrachten. 

(2) Sie unterstützen die enge Zusammenarbeit zwischen den 
politischen Parteien, Gewerkschaften, Kirchen und Glaubens- 
gemeinschaften, Stiftungen, Sportorganisationen, sozialen Ein- 
richtungen, Frauen-, Umweltschutz- und anderen gesellschaft- 
lichen Organisationen und Verbänden. 

Artikel 22 

(1) Die Vertragsparteien bekräftigen ihre Bereitschaft, allen 
interessierten Personen breiten Zugang zu Sprache und Kultur 
des jeweils anderen Landes zu ermöglichen, und sie unterstützen 
entsprechende staatliche und private Institutionen und Initiativen. 

(2) Sie werden insbesondere bei der Aus- und Fortbildung von 
Lehrkräften, der Entsendung von Lehrern und Hochschullektoren 
sowie bei der Entwicklung und Bereitstellung von Lehrmaterial 
Zusammenarbeiten. 


TaMMfl, KaKTO M flocTbna flo apxMBU, öMöniiOTeKM, nacnefloea- 
TencKM MHCTMTyrii m Apyrii nofloöHM yHpe)KfleHMn. 


HneH 17 

(1) Aoroeapnu^MTe ce crpaHii u^e nonaraT yciijiiin flß saciiji- 
BaT li pasLUiipBBaT Ky/iTypHiin oömbh b-bb bcmmkm oönacTM ii Ha 
BCHHKM paBHMuta Ha ocHOBara Ha CKmoHeHUTe Me)KAy thx cno- 
ro^öH H cnopasyMeHHH, /^onpiiHacfiMKM eAHoapeMeHHO c roaa 
3a eaponeHCKara Kynrypna MfleHTMHHOCT. 

(2) Ha saceAaHHHTa cm CMecenaTa kommcmh u^e npaen 
OLteHKa Ha xy/iTypHMn oömbh b-bb bcmhkm oönacTM m u^e Aasa 
npenopi>KM. 

(3) floroBapHLLiMTe ce crpaHM MapaanBax OHaKBaHero, ne xy/i- 
TypHOTO (TbTpyAHMHecTBO u^e ce ocbiitecTBHBa Bce no-Henoc- 
peflCTBeHO Me>KAy KynrypHMre MHCTMryi^MM m opraHMsai^MM, oöe- 
AMHOHMBTa Ha A^iiüM Ha MSKyCTBOTO M Me>KAy A^^ÜMTe Ha 
M3KyCTBOTO OT ABBTe CTpaHM. 

Hnen 18 

AoroBapnutMTe ce crpaHM npMAaear to/ihmo BHaneHMe Ha 
AeMHOcrra na KynrypHMre cm MHcrMryrM. Te i^e nonarar rpM)KM 
KynrypHMre MHcrMryrM ßß Morar M3i4flno Aa pa3rpi>utar B-b3- 
Mo>KHOCTMre CM 3a AöHHOcr B-bpxy craöMnHa m cbBpeMeHHa 
OCHOBa. 

HneH 19 

(1 ) AoroBapnu4Mre ce crpaHM noTB’bp>KAaBar HaMepeHMero cm 
A a paaiUMpnear CBoero c-hrpyAHMMecreo b-bb bcmmkm oönacrM 
Ha yHMnMiAHoro aöJ^o h HayKara, BKniOMMrenHO m npea cbb- 
MecrHM yneöHM aaBBAeHMn. Te ocoöeno u^e noompnear nenoc- 
peAcreeHoro CBrpyAHMHecrBO Me)KAy yHnnMu^a, bmcujm yneöHM 
aaBeAeHMH m nayHHM MHcrMryrM npea oömbh na yneHMitM, cry- 
AeHXM, npenoAaearenM m yneHM. fleere crpaHM i^e cm (TBrpyAHM- 
Mar npM ManpautaHero Ha rocryeaiAM hbmckm yHMrenM b Peny- 
önMKa B-BnrapMn, Koero ü\e ce ypeAH cbc cneüManna cnoroAüa. 

(2) Te ce crpeMnr icbm paaiüMpHBane Ha B-BaMOKHocrnre aa 
BaaMMHo npMaHaeaHe na cpoKoeere na oöyneHMe m AnnnoMMre 
aa aaB-BpuiBHO BMcuje oöpaaoeaHMe. 

Hnen 20 

floroBapniAMre ce crpaHM npMAaear ronnMO aHaneHMe Ha- 
CBrpyAHMHecrBoro b oönacrra na npo4)ecMOHanHoro oöpaao- 
BaHMB M KBanMct)MKai4Mn m u^e ro paaiuMpnear m aaA^öoHaear 
no-HararBK. 

Hnen 21 

(1 ) AoroBapnu4Mre ce crpaHM ii^e nooiApnear lUMpoKMre koh- 
raKTM, ocoöBHo nMHHMre cpeu^M Me>KAy CBOMre rpauKAaHM, 
KOMTo re pa3rne>KAar Karo aöconiorHo HeoöxoAMMa npeAnocr- 
aBKa aa eaaMMoro onoanaeaHe m aaAWiöOHaeaHe na paaöMpa- 
rencreoro Me)KAy ceoMre HapoAM. 

(2) Te me noAKpennr rncHoro ctrpyAHMHecreo Me)KAy nonM- 
rMHecKMre naprMM, npocjx^'BioaMre, üi^pKBMre m penMfMoaHMre 
oöiAHocTM, cJx)HAaüMMre, cnoprHMre opraHM3ai4MM, coqManHMre 
yHpe>KAeHMn, >KeHCKMre, eKonorMHHMre m APyrn oömecreeHM 
opraHM3ai4MM m obk>3M. 

HneH 22 

(1 ) floroBapnmnre ce crpaHM norB'Bp)KAaBar roroBHOcrra cm 
A a npeAocraenr B-B3MO)KHocr aa lUMpoK AOcrBn Ha bcmhkm aaMH- 
repecyeaHM nMi^a ao eaMKa m Kynrypara Ha APyrara crpana m 
noAKpennr c*BorBerHMre A'HP>KaBHM m nacrHM MHcrMryqMM m 
MHMMM arMBM. 

(2) Te me CM CBrpyAHMHar no-cneqManHO npM oöyneHMero m 
KB anMct)MKai4Mnra na npenoAaearenM, npM MsnpamaHero Ha 
yHMrenM m na neKropM or bmcujm yneöHM aaeeAeHMn, Kaicro m npM 
paapaöoreaHero m ocMrypnBaHero Ha yneöHM MarepManM. 
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Artikel 23 

Die Vertragsparteien sind davon überzeugt, daß die künftige 
Gestaltung der beiderseitigen Beziehungen wesentlich von dem 
gegenseitigen Verständnis und der aktiven Beteiligung der jungen 
Generation abhängt. Sie treten deshalb für umfassende und enge 
Kontakte der deutschen und der bulgarischen Jugend ein. Sie 
werden daher die Begegnung, den Austausch und die Zusam> 
menarbeit von Jugendlichen unterstützen und fördern. 


Artikel 24 

(1) Die Vertragsparteien befün/vorten die Zusammenarbeit der 
Medien, insbesondere von Fernsehen, Hörfunk und gedruckten 
Medien. Sie setzen sich dafür ein, daß Rundfunk- und Fernseh- 
programme des jeweils anderen Landes ungehindert empfangen 
werden können. 

(2) Sie kommen überein, daß Publikationen sowie Beilagen zu 
Tages- und Wochenzeitungen in der Sprache der anderen Ver- 
tragspartei in ihren Hoheitsgebieten frei hergesteilt, vertrieben 
und gelesen werden können. 


Artikel 25 

(1) Die Vertragsparteien werden in ihren Rechtsbeziehungen, 
insbesondere in Zivil- und Strafsachen sowie in Venn/altungs- 
angelegenheiten unter Berücksichtigung ihrer Rechtsordnungen 
die Erfordernisse feststellen und auf dieser Grundlage weiterent- 
wickeln und zum Nutzen ihrer Bürger vereinfachen. 


(2) Sie werden bei der Bekämpfung des organisierten Verbre- 
chens, der Rauschgiftkriminalität, des internationalen Terrorismus 
und der unerlaubten Ein- oder Durchreise von Personen Zusam- 
menwirken. 


Artikel 26 

(1) Die Zusammenarbeit der Vertragsparteien bezieht sich auch 
auf das Gesundheitswesen einschließlich der Beratung bei des- 
sen Umstellung und Modernisierung In der Republik Bulgarien. 

(2) Sie werden Im Bereich der sozialen Sicherung und der 
arbeite- und sozialpolitischen Zusammenarbeit ihre Beziehungen 
ausbauen und vertiefen. 

(3) Die Bundesrepublik Deutschland wird der Republik Bulga- 
rien bei der Umgestaltung der Systeme der sozialen Sicherung, 
der Arbeitsförderung und der Arbeitsbeziehungen und beim Auf- 
bau eines Krankenversicherungssystems beratende Hilfestellung 
leisten. 


Artikel 27 

Die Vertragsparteien werden Zusammenwirken, um sich gegen- 
seitig bei Katastrophen und schweren Unglücksfällen Hilfe zu 
leisten. 


Artikel 28 

Dieser Vertrag richtet sich gegen niemanden. Er berührt nicht 
die Rechte und Verpflichtungen aus geltenden zweiseitigen und 
mehrseitigen Übereinkünften, die von den Vertragsparteien mit 
anderen Staaten geschlossen wurden. 


Artikel 29 

Streitigkeiten über die Auslegung und Anwendung dieses Ver- 
trags werden im Rahmen der in Artikel 4 vorgesehenen Konsul- 
tationen beigelegt. 


H/ieH 23 

floroeapfliMMTe ce cxpaHn ca yöefleHw, He 6-bfleiMOTO M3rpa>K- 
^aHe Ha ABycTpaHHkiTe oTHomeHkin cbu^ecTeeHo sasHCH ot 
B sakiMHOTO paabkipare/iCTBO m ot aicrHBHOTO ynacTHe na M/ia- 
flOTo noKo/ieHne. RopaAH rosa re ce sacrbnear aa Bceoöx- 
BaTHH H TecHH KOHTaKTH Me>KAy ö'b/irapcKaTa H repMaHCKara 
Mna^e^K. Saroea re u^e noAKpennr h nooiitpHBar cpeutHre, 
OÖMBHa H CbTpyAHHHeCTBOTO MBMAy MnSfifATO XOpa. 

H/ieH 24 

(1) AoroBapfiii^HTe ce crpaHH ce oönBHeaT 3a crbTpyAHM- 
HecTBo Me)KAy cpeflpTBaja aa mbcobo oceeflOMfleaHe h no- 
cnei^HajiHo TeneBH 3 MflTa, paflMOTo m nenaTHHTe cpeflcjea aa 
MacoBo ocBeAOMHBaHe. Te ce aacrbneaT aa ÖeanpenHTCTseHo 
npHeMaHe Ha nporpaMH na paAHOTo h Te/ieBH3HHTa na APyrara 
CTpana. 

(2) Te ce cnopaayMJiBaT cboöoaho fla ce HaAaeaT, paanpo- 
CTpaHflBaT H HexaT na xflxHa xepuTopufl nyBjWKai^HH na eanna 
Ha Apyraxa floroeapHiAa ce cxpana, BK/noHHxe/iHo m npMrypKM 
KbM e>KeAHeBHH H CeAMHHHH eeCTHHAH. 


H/ien 25 

(1) floroBapfliAHxe ce cxpann me ycxaHOBflx noxpeöHocTiiTe, 
KOHTO Bl^aHklKBaT B paMKMXe Ha npaBHHTe hm OTHOlUeHHH H no- 
cnei^wariHo no rpa)KAaHCKiiTe h HaKaaaxe/iHHxe kskto h 
no aAMMHHCTpaTHBHM B-bnpocM, Karo ce c-boöpaaflBax c npae- 
Hkixe CH CHCTeMH, H Ha Taan ocHoea wß paaeneaT rean 
OTHOujeHHfl no-HaxarbK h u\e rn onpocTfleax b nojiaa na cbohtb 
rpa>KAaHH. 

(2) Te ma BaaHMOAeHCTByeaT b öopdara c opraHHanpaHara 
npecTbOHocT, c npecTbOHocTTa, cb^bpaana c napKoxHHHH h 
ynoHBamn BemecTBa, c Me>KAyHapoAHH;i Tepopna'bM h c nepaa- 
pemeHOTo B/inaane hjih TpanaHTHo npeMHHaeane na muß. 


Hnen 26 

(1) C'bTpyAHHHecTBOTO MBJKAy floroeap^m^^a ae cxpann ce 
pasnpocTHpa h B'bpxy aApaBeonaaeaneTo, BKJiK)HHTe/iHo h npea 
KOHcyr/iTaAHH npn neroBoxo npeycxpoHCTBO h MOAapHHaHpane 
B PenyöJiHKa B*b/irapHH. 

(2) Te ma paaiuHpHBaT h aaA'bJiöoHaeaT oTHoujeHHHTa ch b 
oönancTxa na counanHoxo ocHrypABane h na cbTpyAHHHecT- 
BOTO B TpyApeaTa h coAHaiiHara no/iHTHKa. 

(3) OeAapanna penyö/iHKa fepMaHH« me oKaaea KOHcynxaHX- 
CKa noMom Ha Penyö/iHKa B-b/irapHH npn npeycrpoHCTBOTO na 
CHCxeMHxe aa coi^nariHO ocHrypHBane, noompJ^aaHe na aaex- 
ocxxa H xpyAQBHxe oxHOiueHHA h npn HarpsoKAanexo na CHCxeMa 
aa 3ApaBHo ocHrypneane. 

Hnen 27 

AoroBapnm^Ta ce cxpann ma BaaHMOAat^cxByeax h eaaHMHO 
ma CH OKaaeax noMom npn öeACXBnn h xexcKH a/iono/iyKH. 


Hnen 28 

To 3 h floroBop He e Haconen cpemy Koroxo h Aa 6 h/io. Toh ne 
aacflra npaeaxa h aaA’b/ixceHHflxa, npoHaxHHamH ox AancxBy- 
Bamn ABycTpaHHH h MHorocxpaHHH cnopaayMeHHfl na floroaap- 
»m^Te ce cxpaHH c aPV^ A'Bp>KaBH. 

Hnen 29 

CnopOBe no xi>nKyBaHexo hhh npHnaranexo na xoan floroBop 
ma ce ype>KAaT b paMKHxe na npeABHAeHHxe b nnen 4 KOHcy/i- 
xaqHH. 
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Artikel 30 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich in Bonn ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt am Tage des Austauschs der Ratifika- 
tionsurkunden in Kraft. 

(3) Dieser Vertrag gilt für die Dauer von zehn Jahren. Danach 
verlängert er sich stillschweigend um jeweils weitere fünf Jahre, 
sofern nicht eine der Vertragsparteien den Vertrag unter Einhal- 
tung einer Frist von einem Jahr vor Ablauf der jeweiligen Gel- 
tungsdauer schriftlich kündigt. 


Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten beider Vertrags- 
parteien diesen Vertrag unterzeichnet und mit Siegeln versehen. 

Geschehen zu Sofia am 9. Oktober 1991 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und bulgarischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


MneH 30 

(1) To 3M AoroBOp noA/ie>KM Ha paTMc{)iiKaL4MH; paTtict)MKai4iiOH- 
HMTe AOKyMeHTM Ute ö'b/t^T pasMeHeHH b HaM-KparbK cpoK b 
Boh. 

(2) To3m AoroBop B/iMBa B CM/ia B ^eHH Ha pa3MHHaTa na 
paTM(|)MKai4MOHHMTe AOKyMeHTM. 

(3) To3m AoroBop Ute ocrane b cMJia 3a cpOK ot AeceT toahhu. 
Cnefl TOBa toä ce npoA’bn>KaBa aBTOMaTWHHO BceKH nei 
roAHHM, aKO e/tna ot AoroaapHUtMTe ce CTpaHM ne ro AenoHCHpa 
nMCMeno e^na rpAMHa npeAH MaTHHane na crbOTBeTHMH cpoK. 


B yeepeHHe na Toea nwiHOMOutHHitMTe na ABere AoroBapautM 
ce CTpaHM noAHMcaxa m noAnenajaxa to 3M AoroBop. 

C-bCTaBeH B CocJdmh Ha 9 oktombpm 1991 roAWHa d ABa opMrn- 
Ha/iHM eKBeMnnapa, bcckm na hcmckm m na biJirapcKM e3MK, 
Karo M ABara TeKcra MMaT eAnaKBa CM/ia. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Hans-Dietrich Genscher 

3a OeAepa/iHa penyö/iMKa FepMaHMH 
Xanc-AHTpMX F eHcqep 


Für die Republik Bulgarien 
Victor Walkow 

3a PenyÖJiMKa BianrapMH 
BmKTOP BbJIKOb 
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Denkschrift zum Vertrag 
Allgemeines 

Der am 9. Oktober 1991 von Bundesminister Genscher 
und dem bulgarischen Außenminister Walkow in Sofia 
Unterzeichnete Vertrag über freundschaftliche Zusammen- 
arbeit und Partnerschaft in Europa stellt die Beziehungen 
der beiden Länder angesichts der fundamentalen Verän- 
derungen in Europa auf eine neue, zukunftsorientierte 
Grundlage. Er nimmt die Tradition der guten bilateralen 
Beziehungen wieder, auf und schafft ein Fundament für 
eine Zusarhmenarbeit in allen wesentlichen Bereichen. Die 
Republik Bulgarien wird mit dem Vertrag in das Netzwerk 
der vertraglichen Regelungen einbezogen, das die 
Bundesrepublik Deutschland mit Staaten Mittel- und Ost- 
europas errichtet; damit leistet der Vertrag einen Beitrag 
zur Überwindung der Teilung Europas und zur Gewinnung 
der politischen Stabilität auf dem Kontinent. 

Der Vertrag schließt folgende Felder der Zusammenarbeit 
ein: Wirtschaft, Wissenschaft und Technologie, kulturellen 
Austausch, menschliche Begegnungen und nicht zuletzt 
Bekämpfung und Überwindung von Umweltschäden. 
Besonderes Augenmerk wurde der wirtschaftlichen und 
sozialen Umgestaltung und der Überwindung des Entwick- 
lungsgefälles gewidmet. Die Abschnitte über wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit sind in diesem Zusammenhang 
von hervorgehobener Bedeutung. Die Bundesrepublik 
Deutschland erklärt sich unter anderem bereit, auch multi- 
lateral auf die Unterstützung der wirtschaftlichen Entwick- 
lung der Republik Bulgarien in Richtung auf eine voll 
entwickelte soziale Marktwirtschaft hinzuwirken. 

Die Achtung der Menschenrechte, die Verwirklichung von 
Rechtsstaatlichkeit und Demokratie werden wiederholt als 
gemeinsames Anliegen genannt; diesen Prinzipien wird 
damit fundamentale Bedeutung zugewiesen. 

Der Vertrag verknüpft bereits in seiner Überschrift die 
bilateralen Beziehungen mit einer europäischen Perspek- 
tive. Er ist auf eine weitere politische und wirtschaftliche 
Heranführung der Republik Bulgarien an die Europäische 
Gemeinschaft ausgerichtet. Hierfür soll die Assoziierung 
die Grundlage bilden. Die Abschnitte zu Sicherheit, 
Abrüstung und Rüstungskontrolle sind geprägt von dem 
Verständnis des gemeinsamen Aufbaus kooperativer 
Strukturen der Sicherheit in Europa auf der Grundlage der 
KSZE-Dokumente. 

Besonderes 

Präambel 

Die Präambel bringt die Entschlossenheit beider Seiten 
zum Ausdruck, an die Tradition der geschichtlich ge- 
wachsenen, engen freundschaftlichen Beziehungen anzu- 
knüpfen und sie auf eine umfassende und zukunftswei- 
sende neue Grundlage zu stellen. Sie betont die Notwen- 
digkeit einer gerechten und dauerhaften europäischen 
Friedensordnung und ven/veist auf die gemeinsame Ver- 
antwortung beim Aufbau eines vereinten und freien 
Europa, in dem Menschenrechte, Demokratie und Rechts- 
staatlichkeit geachtet werden. Die angestrebte Mitglied- 
schaft Bulgariens im Europarat und anderen europäischen 
Institutionen soll diese Werte stärken. Wirtschaftliche 


Zusammenarbeit, der Beitrag zum gemeinsamen kulturel- 
len Erbe Europas und die Rolle der jüngeren Generation 
bei Dialog und Zusammenarbeit werden hervorgehoben. 

Artikel 1 

Artikel 1 nennt die grundlegenden Vertragsziele. Sie 
umfassen sowohl den bilateralen Aspekt als auch die 
europäische Perspektive. 

Artikel 2 

Artikel 2 hält die Grundsätze fest, die in Übereinstimmung 
mit dem Völkerrecht, insbesondere der Charta der Verein- 
ten Nationen, und mit den KSZE-Dokumenten die bilatera- 
len und anderen Außenbeziehungen bestimmen sollen. 
Absatz 3 enthält ein gemeinsames Bekenntnis zum 
Bestand von Menschenrechten, Rechtsstaatlichkeit und 
Demokratie. 

Artikel 3 

Artikel 3 sieht Zusammenarbeit und Verbindungsauf- 
nahme vor in Situationen, die eine Bedrohung für den 
Frieden oder eine Verletzung des Friedens darstellen oder 
gefährliche internationale Ven^icklungen hervorrufen kön- 
nen. 

Artikel 4 

Artikel 4 betont die Rolle von Konsultationen und regelt die 
Zusammenarbeit von Kommissionen. 

Artikel 5 

Artikel 5 hat den Austausch zwischen den Parlamenten 
und die Zusammenarbeit von Städten, Gemeinden und 
Regionen zum Inhalt. 

Artikel 6 

Artikel 6 ist der Unterstützung und dem Ausbau des KSZE- 
Prozesses gewidmet; Menschenrechte, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit werden besonders hervorgehoben. 

Artikel 7 

Artikel 7 befaßt sich mit der Mitgliedschaft Bulgariens im 
Europarat und der Heranführung an die Europäische 
Gemeinschaft. Die deutsche Seite erklärt ihre Unterstüt- 
zung für die Aufnahme von Verhandlungen über ein Asso- 
ziierungsabkommen. 

Artikel 8 

Artikel 8 hat die Zusammenarbeit in internationalen Orga- 
nisationen zum Inhalt. 

Artikel 9 und 10 

Artikel 9 und 10 befassen sich mit Fragen der Sicherheit, 
der Abrüstung, der Rüstungskontrolle und der Kontrolle 
des Exports von Waffen und Rüstungsgütern. In Artikel 10 
erklärt die deutsche Seite ihre Bereitschaft, bei dem 
Ausbau des bulgarischen Exportkontrollsystems Hilfe zu 
leisten. 
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Artikel 11 

Artikel 1 1 befaßt sich mit den wirtschaftlichen Beziehun- 
gen. Die deutsche Seite erklärt ihre Bereitschaft, auf eine 
Unterstützung der wirtschaftlichen Entwicklung in Richtung 
auf eine voll entwickelte soziale Marktwirtschaft hinzuwir- 
ken und in multilateralen Finanzinstitutionen zusammen- 
zuarbeiten. 

Artikel 12 

Artikel 12 zielt auf die Verstärkung der Zusammenarbeit in 
verschiedenen Rechtsbereichen. 

Artikel 13 

Artikel 13 regelt die Zusammenarbeit im Bereich der Land- 
wirtschaft. 

Artikel 14 

Dieser Artikel hat die Eniveiterung und Verbesserung von 
Transport- und Kommunikationsverbindungen und die För- 
derung des Reise- und Fremdenverkehrs zum Inhalt. 

Artikel 15 

Artikel 15 befaßt sich mit der Zusammenarbeit beim 
Umweltschutz und im Hinblick auf die Sicherheit bei der 
friedlichen Nutzung der Kernenergie. 

Artikel 16 

Artikel 16 ist der Zusammenarbeit in Wissenschaft und 
Technologie gewidmet. 

Artikel 17 bis 23 

Artikel 17 bis 23 sind insbesondere den kulturellen Bezie- 
hungen gewidmet. Artikel 17 hat die Intensivierung des 
Kulturaustausches auf allen Ebenen zum Gegenstand. In 
Artikel 18 kommt das Bestreben beider Seiten zum Aus- 
druck, den Kulturinstituten volle Wirkungsmöglichkelten zu 
verschaffen. Artikel 19 regelt die Zusammenarbeit von 
Schulen, Hochschulen und wissenschaftlichen Instituten, 
während Artikel 20 die Zusammenarbeit bei der beruf- 
lichen Bildung vorsieht. Artikel 21 sieht die Förderung 
persönlicher Begegnungen und der Zusammenarbeit 
zwischen Parteien und Organisationen vor. Artikel 22 


regelt die Förderung des Zugangs zu Sprache und Kultur 
des jeweils anderen Landes und sieht die Entsendung 
sowie Aus- und Fortbildung von Lehrkräften und die Bereit- 
stellung von Lehrmaterial vor. Artikel 23 belegt die beson- 
dere Bedeutung, die Verständnis und aktive Beteiligung 
der Jungen Generation für die Beziehungen haben. 

Artikel 24 

Dieser Artikel befaßt sich mit der Zusammenarbeit der 
Medien. 

Artikel 25 

Artikel 25 enthält Aussagen zur Fortentwicklung der 
Rechtsbeziehungen und zur Zusammenarbeit bei der 
Bekämpfung des organisierten Verbrechens und des 
Terrorismus. 

Artikel 26 

Artikel 26 regelt die Zusammenarbeit im Bereich des 
Gesundheitswesens und der Sozialpolitik. 

Artikel 27 

Artikel 27 hat die Zusammenarbeit bei Katastrophenfällen 
und schweren Unglücksfällen zum Inhalt. 

Artikel 28 

Artikel 28 stellt fest, daß sich der Vertrag gegen nieman- 
den richtet; er enthält ferner eine allgemeine Unberührt- 
heitsklausel vertraglicher Rechte und Verpflichtungen in 
bezug auf andere Staaten. 

Artikel 29 

Artikel 29 legt fest, daß Streitigkeiten über die Auslegung 
oder Anwendung des Vertrags im Rahmen der in Artikel 4 
vorgesehenen Konsultationen beigelegt werden. 

Artikel 30 

Artikel 30 enthält die üblichen Schlußklauseln und die 
Festlegung der Vertragsdauer auf 10 Jahre mit stillschwei- 
gender Verlängerungsmöglichkeit um jeweils weitere fünf 
Jahre. 
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